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Am 29. Dezember 1996, nach zehn Jahren Dialog und
Verhandlungen zwischen der guatemaltekischen Regierung
und der Guerilla URNG, wurde das Abkommen über einen fe-
sten und dauerhaften Frieden geschlossen. Damit wurde der
36 Jahre dauernde bewaffnete interne Konflikt beendet, der
Tausenden GuatemaltekInnen das Leben gekostet hat; eine
blutige, unmenschliche und erbarmungslose militärische Kon-
frontation.

Als der Verhandlungsprozess begann – wir waren da-
mals in Campeche (Mexiko) in einem Flüchtlingslager – erhiel-
ten wir ein Schreiben von Gaspar Ilom (Rodrigo Asturias),
dem Oberkommandierenden der Organisation des bewaffne-
ten Volkes (ORPA), einer der vier Gruppen, die die Nationale
Revolutionäre Einheit Guatemalas (URNG) bildeten. Darin
informierte er uns über die Bereitschaft der Regierung, mit der
Guerilla über eine Beendigung des bewaffneten Konflikts zu
verhandeln und fragte uns nach unserer Meinung dazu. Mein
erster Gedanke war, dass dies eine Situation ist, wie wenn der
Patron einem Bauern ein Geschäft vorschlägt und der Bauer
von Anfang an weiss, dass er den Kürzeren ziehen wird. Wel-
ches Interesse sollen die Reichen daran haben, mit ihren Geg-
nern über die Abgabe von Privilegien zu diskutieren? Ich heg-
te starke Zweifel und Misstrauen gegenüber diesem Vorschlag.
Auf der anderen Seite erinnerte ich mich an die schwierigen
Zeiten, die wir im Urwald verbrachten, wo ich mich wie in ei-
nem dunklen Tunnel fühlte, aus dem es keinen Ausweg gab.
Die Idee eines Dialogs mit der Regierung erschien mir ein bis-
schen so wie das Licht am Ende des Tunnels.

Umsetzung der Friedensabkommen
Aufs Ganze gesehen ist die Umsetzung der Friedensab-

kommen unterschiedlich, minimal und unvollständig. Am we-
nigsten wurden die „substantiven“ (im Vergleich zu den „ope-
rativen“) Teilabkommen umgesetzt, mit denen die wirtschaftli-
chen und politischen Strukturen des repressiven, ausschlies-
senden, rassistischen und antidemokratischen Regimes ver-
ändert werden sollten, das in Guatemala herrscht. Doch das
Militär und die Regierung hatten sich lange auf die Verhand-
lungen vorbereitet. Mit der ihnen eigenen doppelten Moral
haben sie Strategien und Listen erfunden, damit ihre Macht-
strukturen intakt blieben. Der guatemaltekische Staat war schon

immer mafiös, Aufrichtigkeit, Gutgläubigkeit, Vertrauen und
Ehrlichkeit haben in ihm keinen Platz. Die Guerilla ihrer-
seits ist ziemlich naiv und zu vertrauensselig in die Ver-
handlungen eingestiegen.

Ein Teil der Verantwortung für die Nicht-Umsetzung
geht auf das Konto der URNG. Ein grosser Fehler war, dass
sie die Popularisierung der Abkommen der Regierung über-
liess, die ja im Grunde am allerwenigsten daran interessiert
war, dass die Bevölkerung ihren Inhalt kennt. So wurde
nicht nur die Bedeutung der Abkommen verzerrt wieder-
gegeben, sondern sie wurden dazu missbraucht, mächtige
Gruppen innerhalb der Regierung zu begünstigen. Es wur-
den zum Beispiel eine Stelle für die Schlichtung von Land-
konflikten (CONTIERRA), ein Land- und ein Friedensfonds
(FONTIERRA und FONAPAZ) gegründet, die dicke Ge-
schäfte mit Landkauf und –Verkauf abwickelten und dafür
internationale Gelder einstrichen.

Die Demobilisierung
Erwähnenswert ist an dieser Stelle das Abkommen

über die Demobilisierung und die Eingliederung der URNG
in die Legalität. Hier muss man zwei Aspekte je separat
analysieren, einerseits die Demobilisierung und anderseits
die Integration der Ex-KämpferInnen ins zivile Leben. Wich-
tig ist auch, diese Analyse sowohl aus Regierungs- wie
aus Guerillaperspektive zu machen.

Die Demobilisierung der Guerilla war für die Regie-
rung und das Militär ein zentraler und strategischer Punkt,
der meiner Meinung nach zu 95 Prozent gelungen ist. Es
ging um die Vermittlung des Friedensschlusses als ein ir-
reversibles Moment, um die Auflösung der Guerilla-Struk-
turen und die Abgabe der Waffen unter Aufsicht der UNO.

Mit der Eingliederung sollten die ehemaligen Kämp-
ferInnen der URNG gleichberechtigt wie der Rest der Be-
völkerung ins soziale, wirtschaftliche und politische Le-
ben integriert werden. Hier stellt sich die Frage, von wel-
cher Gleichberechtigung wir sprechen, wenn wir beden-
ken, dass 85 Prozent der guatemaltekischen Bevölkerung
in Armut und extremer Armut lebt.

Um die Eingliederung wirksam zu machen, durchlie-
fen die in den Demobilisierungslagern versammelten Ex-
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KämpferInnen eine berufsspezifische
Orientierung und Ausbildung. Dies ging
alles sehr schnell, und die meisten Leu-
te waren psychologisch nicht darauf
vorbereitet und entschieden sich will-
kürlich oder aus Neugierde für den ei-
nen oder anderen Beruf, ohne sich be-
wusst zu sein, dass sie später davon le-
ben mussten. Die Ausbildungen waren
viel zu kurz, um das gelernte Handwerk
danach auszuführen. Von diesen Produk-
tivprojekten sind 90 Prozent gescheitert.
Gründe dafür sind: fehlende Marktana-
lyse, zu kleines Startkapital (nebst dem
Aufbau des Geschäfts oder der Werk-
statt mussten die Leute ja auch ihre Fa-
milien ernähren), mangelnde Ausbildung
und fehlende Erfahrung, vor allem auch
im administrativen Bereich. Es gab Fäl-
le, wo Leute in ländlichen Gegenden ei-
nen Lebensmittelladen eröffneten. Dorf-
bewohnerInnen, die damals die Guerilla
unterstützt hatten, liessen bei den Com-
pañeros und Compañeras anschreiben
und bezahlten ihre Schulden nie zurück
mit dem Argument, das sei eine minima-
le Entschädigung für ihre damalige Un-
terstützung der Guerilla.

Eine der grössten Schwächen des
Demobilisierungsprozesses ist, dass die
psychologische Betreuung der Ex-Kämp-
ferInnen vernachlässigt wurde. Viele
von ihnen sind emotional geschädigt
und leiden heute unter psychosomati-
schen Krankheiten und Depressionen
oder sie flüchten sich in Alkohol und
andere Drogen.

Die Umwandlung der URNG in eine po-
litische Partei

Das Recht, sich in eine politische
Partei umzuwandeln, wurde der URNG
in den Friedensabkommen zugestanden.
Dies war denn auch das Hauptanliegen
unserer Kommandanten, die per se
schon zerstritten waren und in der Grün-
dung einer Partei ihre je persönlichen
Vorteile suchten. Sie wollten ein Stück
des Kuchens, stellten jedoch das Rezept
nicht mehr in Frage und schlugen damit
eine Richtung ein, die sie in den Augen
vieler Leute zu Komplizen des Feindes
machte. Bis heute hat die URNG keine
eigenständige politische Linie entwickelt,
die eine Opposition vertritt, was man
wiederum damit entschuldigt, nicht über
die notwendigen Mittel zu verfügen.
Sektierertum, Hegemonismus und
Machtgelüste schwächten die URNG in
grossem Masse, was zur Folge hatte,
dass sie bei den letzten Wahlen (2003)
auf dem sechsten Platz blieb. Viele Leu-
te, die einst mit der URNG sympathisier-
ten oder kollaborierten, sind heute fru-
striert und fühlen sich vernachlässigt.
Wer sich dem blinden Gehorsam und der
Unterordnung verweigerte, wurde aus
den Parteistrukturen ausgeschlossen.

Der Legalisierungsprozess von ei-
ner Guerilla in eine politische Partei wur-
de zu subjektiv und idealistisch ange-
gangen. Man glaubte, die Tatsache, dass
man Revolutionäre, Guerilleros/-as war
und lang gekämpft hatte, genüge, damit

das ganze Volk die Partei URNG unter-
stützen würde. Jede der vier Organisa-
tionen hatte das Gefühl, in der Region,
wo sie als Guerilla aktiv war, über die
Basis zu verfügen, die sie in einem Wahl-
kampf unterstütze. Dazu kamen die in-
ternen Machtkämpfe. Viele, die Charis-
ma und Rückhalt in der Bevölkerung
hatten und wegen der Sache in der Par-
tei waren und nicht, weil sie sich einen
Sitz im Gemeinderat oder im Kongress
versprachen, wurden an den Rand ge-
drängt von jenen, die dann den Sitz ein-
nahmen.

Tatsächlich glaubten viele von uns,
dass wir über die Teilnahme an den Wah-
len die Macht erlangen und so die Ver-
änderungen bewirken könnten, die wir
mit den Waffen nicht erreicht hatten.
Doch wir waren überhaupt nicht darauf
vorbereitet, weder politisch noch psy-
chologisch. Als Guerilla kritisierten wir
die politischen Parteien als Farce, von
den Reichen inszeniert, um das Volk zu
spalten. Als wir dann unsere eigene Par-
tei hatten, wurde eine Gruppe von
Comapañeras und Compañeros nach
Spanien geschickt, um von der rechten
Regierung von Aznár Politikunterricht zu
bekommen. Keine Ahnung, was die
URNG aus diesen Erfahrungen für einen
Gewinn gezogen hat...

Leadership eignet man sich nicht
auf Auslandsreisen an, sondern im di-
rekten Kontakt mit den Leuten und in-
dem man auf ihre materiellen, morali-
schen, politischen und ideologischen
Bedürfnisse eingeht.

Als Erfolg – wenn man es denn als
solchen bezeichnen kann – gilt sicher
die Tatsache, dass die Partei URNG le-
gal konstituiert ist, dass sie nach wie vor
Neumitglieder werben kann und dass sie
einen Vorschlag für einen Regierungs-
plan erarbeitet hat.

Ausblick auf die Wahlen 2007
Im September 2007 werden in Gua-

temala Wahlen durchgeführt. Bereits
jetzt und trotz des Verbots, länger als
sechs Monate vor den Wahlen mit der
Propaganda zu beginnen, befinden sich
die Parteien schon mitten im Wahlkampf.
Die meisten von ihnen sind rechter Aus-
richtung und verfolgen eine neoliberale
Politik, begrüssen die Freihandelsab-
kommen, sind korrupt und haben Bezie-
hungen zum organisierten Verbrechen,
zur Wirtschaft und zu den Grossgrund-
besitzern. Die Linke ist gespalten und
geschwächt. Auf der einer Seite haben
wir die Gruppierung Encuentro por
Guatemala, angeführt von Nineth Mon-
tenegro, einer dissidenten Parlamenta-
rierin, die zuerst der URNG und dann der
Allianz Neue Nation ANN angehört hat.
Auf der anderen Seite steht Pablo Mon-
santo, Ex-Mitglied der URNG-Führung,
der sich von der URNG getrennt hat, um
sich an die Spitze der ANN zu setzen
und der kritisiert wird, weil er die Partei
dreissig ehemaligen Offizieren der gua-
temaltekischen Armee geöffnet hat, über
deren Vergangenheit man nichts Genau-

es weiss. Als dritte linke Gruppe haben
wir die URNG, geschwächt und wegen
ihrer hierarchischen Strukturen und sek-
tiererischen Praktiken in Frage gestellt.

Es gibt in Guatemala ein Sprichwort,
das sehr gut zur aktuellen Situation
passt: “Auch das Unglück hat (s)ein
Gutes“. Die URNG hat offenbar aus der
Wahlniederlage und dem Austritt von
Monsanto ihre Lektionen gelernt und
sich der „Sozial-Politischen Linken
Front“ (unterdessen: Movimiento Am-
plio de Izquierdas MAIZ, die Red.) an-
geschlossen, einer Initiative, die ver-
sucht, Einzelpersonen und VertreterIn-
nen von sozialen oder politischen Grup-
pierungen zusammen zu bringen, die eine
demokratische und progressive Vision
von einem neuen Guatemala haben. Es
ist zu hoffen, dass die URNG diesen
Kompromiss ernst nimmt und sich als
eine von mehreren Organisationen ver-
steht und nicht versucht, sich diese In-
itiative zu unterwerfen.

Persönlicher Rück- und Ausblick
Persönlich habe ich in den letzten

Jahren verschiedene Prozesse durchlau-
fen. Während der Phase der Demobili-
sierung und der Eingliederung war ich
sehr frustriert und verspürte viele Res-
sentiments. Mit der Zeit habe ich die
neue Realität akzeptiert und mich an sie
gewöhnt.

Ob sich der bewaffnete Kampf ge-
lohnt hat? Unsere Ideale waren damals
sehr schematisch und geprägt von poli-
tischen Modellen anderer Länder. Mo-
delle, die durchaus ihre Richtigkeit hat-
ten, aber nicht ganz mit unserer Realität
eines multikulturellen und mehrsprachi-
gen Guatemala kompatibel waren. Wenn
wir eine reine Kosten-Nutzen-Rechnung
machen, sind sich wohl alle einig, dass
der Preis zu hoch war im Vergleich zu
den wenigen Früchten, die wir ernten
konnten. Vor allem die Zivilbevölkerung
musste teuer bezahlen. Dem gegenüber
ist der individuelle Preis derer, die ge-
kämpft haben – mit Ausnahme der Ge-
fallenen – nichtig. Aber ... hat es sich
wirklich gelohnt, sich diesem blutigen
Kampf zu verschreiben?

Vielleicht müssen wir die Frage an-
ders herum stellen: Würde es sich heute
zu leben lohnen, wenn wir nicht ge-
kämpft hätten als es notwendig war?
Welches Guatemala hätten wir heute,
wenn wir nicht gekämpft hätten? Für
mich persönlich, der ich in Armut gebo-
ren und aufgewachsen bin, der die Ar-
mut in all ihren Facetten kennt, wäre es
eine grosse Beschämung, nicht ge-
kämpft zu haben. Und das sage ich als
Mestize. Für die indigene Bevölkerung
war der Kompromiss noch viel grösser,
sie hatten neben der Armut noch gegen
den Rassismus und die Diskriminierung
zu kämpfen – generell gesagt, gegen die
Erniedrigung.

Wir haben gekämpft und nicht er-
reicht, was wir uns vorgenommen ha-
ben. Dies verpflichtet uns heute zu ei-
nem Leben in Würde und Stolz. Für mich
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reduzieren sich die 36 Jahre des bewaff-
neten Kampfes zu einer einzigen
Schlacht – die wir weder gewonnen, aber
auch nicht ganz verloren haben. Auch
wenn wir damals die Situation nicht ver-
ändern konnten bin ich überzeugt da-
von, dass es eines Tages soweit kom-
men wird. Irgendwann wird sich die gua-
temaltekische Bevölkerung vom Krieg
erholt haben und bereit sein – mit den
dafür angemessenen Mitteln – für Ver-
änderungen zu kämpfen.

Das Ideal, für das wir gekämpft ha-
ben, scheint manchmal etwas verloren
gegangen zu sein. Vielleicht ist es ver-
schwunden, vielleicht haben wir es ver-
gessen. Doch mit den Wahlerfolgen der
sozialen und linken Bewegungen in Län-
dern wie Venezuela und Bolivien, eröff-
nen sich auch für Guatemala neue Hori-
zonte. Einer davon ist die erwähnte Grün-

dung der „Sozial-Politischen Linken
Front“.

Wir müssen tagtäglich für unsere
Ideale kämpfen, wo immer dies möglich
ist. Persönlich mache ich das im Rah-
men meiner Arbeit in einer Organisati-
on, die sich in der Gemeindepolitik en-
gagiert. Wir versuchen, Theorie und Pra-
xis zusammenzubringen, um die Bedürf-
nisse der Bevölkerung zu befriedigen.
Mit Worten allein kann man nichts ver-
ändern, mit assistentialistischen Hilfs-
projekten auch nicht. Deshalb versu-
chen wir, das Politische mit dem Materi-
ellen zu verknüpfen. Wir sagen den Leu-
ten immer, dass Projekte ein Mittel und
kein Ziel sind, dass man Veränderungen
politisch erreichen muss und man sich
darauf früh genug vorbereiten muss.

Für mich ist das eine Lebensaufga-
be, die ich übernommen habe, als ich

Unbestritten gibt es heute in Gua-
temala mehr Spielräume, um Ideen oder
politische Ideologien zu diskutieren. Es
gibt positive Entwicklungen im Kunst-
bereich, in der Literatur und in der Male-
rei. Es gibt keine institutionelle Verfol-
gung von politischen oder sozialen Op-
positionellen mehr, ebenso hat sich der
Organisierungsgrad der Bevölkerung im
Vergleich zu den schlimmsten Zeiten des
Staatsterrors um ein Vielfaches verbes-
sert.

Leider – und bedauerlicherweise
gibt es immer ein "leider" – haben wir
keinen Fortschritt in Sachen Bekämp-
fung der Straflosigkeit zu verzeichnen.
Trotz der aktuellen Meinungs- und Ideo-
logienfreiheit war es bisher nicht mög-
lich, die Verbrechen der jüngsten Ver-
gangenheit zu verfolgen; und die dafür
Verantwortlichen erfreuen sich nach wie
vor ihrer Freiheit. Obwohl es keine offi-
zielle Staatspolitik zur Verfolgung von
Oppositionellen mehr gibt, gibt es of-
fenbar eine solche, um die Verbrecher
dieser langen und dunklen Terrornacht,
die unser Land durchlebt hat, zu schüt-
zen. Es war bis heute nicht möglich, auch
nur einen Prozess gegen Militärangehö-
rige anzustreben, die in das gewaltsame
Verschwindenlassen von Personen in-
volviert waren. Gemäss Daten der Grup-
pe gegenseitiger Hilfe (GAM) waren
das Militär und die paramilitärischen
Strukturen für 94 Prozent der 1112 wäh-
rend des bewaffneten Konflikts began-
genen Massaker verantwortlich.

Budgetdiskussionen: Fürs Militär
nie genug

Der Militarismus ist auch heute
noch im Alltagsleben präsent. Er mani-
festiert sich z.B. in den kombinierten
Polizei-Militär-Patrouillen, die im ganzen

Land anzutreffen sind, oder in den für
die innere Sicherheit zuständigen staat-
lichen Institutionen: Sowohl der Vertei-
digungsminister wie der Chef des Gene-
ralstabs sind Militärs. Jedes Jahr zwi-
schen September und November treten
sowohl die/der Finanzminister/in und
der Präsident an die Öffentlichkeit und
machen sich für das Militär stark – jedes
Mal mit dem Argument, dass, um die Frie-
densabkommen einzuhalten, das Militär-
budget erhöht werden müsse. Dieses
soll gemäss Friedensabkommen einen
gleichbleibenden Prozentanteil des Brut-
toinlandprodukts ausmachen (das
heisst, mit jeder BIP-Steigerung wächst
auch das Militärbudget real). Aber kei-
neR von diesen FunktionärInnen spricht
je davon, dass auch die Budgetposten
«Bildung» (5%) und «Gesundheitswe-
sen» (2%) im Friedensabkommen an das
Bruttoinlandprodukt gekoppelt worden
sind.

Im «Abkommen über die Rolle des
Militärs in einer demokratischen Gesell-
schaft» steht die Kürzung des Militär-
personals um ein Drittel fest. Dieser
Kompromiss wurde tatsächlich einge-
halten, wobei zu betonen ist, dass sich
zwar die Anzahl der SoldatInnen verrin-
gert hat, nicht jedoch die Macht und der
Einfluss des Militärs im zivilen und poli-
tischen Leben. Reduziert wurde die An-
zahl der "einfachen" SoldatInnen, wäh-
rend sich die militärische "Mittel-
schicht", bestehend aus einer Vielzahl
von mässig ausgebildeten Offizieren,
halten konnte – zu einer Professionali-
sierung der Armee hat dies aber nicht
beigetragen. Die im selben Abkommen
beschworene Stärkung der zivilen Be-
hörden wurde bisher nicht in die Praxis
umgesetzt.

Im Falle der Armee reizt man also

das in den Friedensabkommen definier-
te Maximalbudget aus, während der Er-
ziehung im Jahr 2006 keine 1,7 % des
BIP zugestanden wurden – und für 2007
diskutiert man über eine Erhöhung auf
2,3 %. Weshalb machen sich die Finanz-
behörden und die Regierung nicht mit
demselben Eifer für eine Erhöhung der
Sozialausgaben stark? Traurig aber
wahr: Zehn Jahre nach der Friedensun-
terzeichnung bildet das Militär noch im-
mer die faktische Macht in Guatemala.

Explosive Situation
Die Militärangehörigen, daran ge-

wöhnt, ihre Einkünfte und ihre Macht
durch schmutzige Kriegsgeschäfte und
Menschenrechtsverletzungen zu garan-
tieren, befürchteten mit den Friedensab-
kommen das Ende ihres modus vivendi.
Entsprechend suchten sie sich andere
Formen, um zu Geld zu kommen, Formen
die sich häufig im illegalen Bereich be-
finden. Viele Ex-Militärs dienen heute
dem organisierten Verbrechen, andere
halten ihren Einflussbereich auf die Re-
gierung oder bei den Sicherheitskräften
aufrecht und beliefern diese Strukturen
mit Waffen oder Personal. Diese Verbin-
dungen zwischen Militärs, Ex-Militärs
und dem organisierten Verbrechen hat
zur Folge, dass Guatemala zu einem Nähr-
boden wird, auf dem sich die fatalen Si-
tuationen, in denen wir bereits heute le-
ben, bestens kultivieren – und irgend-
wann explodieren – können.

Ausdruck dieser nach wie vor die
Politik durchdringenden Macht des Mi-
litärs ist, dass mehrere der provisori-
schen Wahlkandidaten Ex-Militärs sind.
Einer davon – mit nicht unerheblicher
Chance auf den Präsidentensitz – ist der
General Otto Peréz Molina, der ver-
spricht, mit «eiserner Hand» gegen die

10 Jahre Friedensabkommen – Wenig wurde erreicht
Zehn Jahre nach den Friedensabkommen stellen wir fest, dass – trotz einiger Veränderungen – der Grossteil derselben

nicht umgesetzt wurde. Hauptgrund dafür ist der mangelnde politische Wille der Herrschenden, die im Bemühen darum, ihren
status quo aufrechtzuerhalten, die Umsetzung verunmöglicht haben. Von Mario Polanco von der Menschenrechtsorganisation
Grupo de Apoyo Mutuo (GAM).

mich entschied, etwas für meine Leute
zu tun. Ich erinnere mich an den com-
pañero Felipe, mit dem ich zusammen
eine zeitlang eine militärische Einheit der
Guerilla geführt habe. Er sagte zu mir:
„Wenn ich eines Tages sterben sollte –
was man ja nie weiss – erwarte ich, dass
du weiter kämpfst, denn auch wenn ich
tot bin, sehe ich, was du machst.“ Diese
Worte haben sich mir für immer einge-
prägt; mit ihm zusammen sind 22 weitere
compañeros unserer Einheit gefallen. Sie
begleiten mich bei meiner täglichen Ar-
beit. Und immer, wenn mir etwas gelingt
oder ich etwas für die Bevölkerung er-
reichen kann, weiss ich, dass sie sich
mit mir freuen. Und wenn mir etwas nicht
gelingt, bitte ich sie um Verzeihung –
man kann ja nicht immer perfekt sein.
Aber gemeinsam ziehen wir den Karren
immer weiter.
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aktuelle Gewaltwelle vorzugehen.

Wirtschaft: Ungerechte Vertei-
lung

Was die wirtschaftliche Situation
betrifft, lebt ein Grossteil der Bevölke-
rung nach wie vor in Armut. Gemäss of-
fiziellen Daten nehmen 50 Prozent der
Kinder in Guatemala nicht die täglich
zum Leben notwendige Kalorienzahl zu
sich. Ganz abgesehen von den Buben
und Mädchen, die – aus welchen Grün-
den auch immer – nicht zur Schule ge-
hen können.

Auch die Arbeitslosigkeit wächst
täglich, während gleichzeitig die Kauf-
kraft der Bevölkerung sinkt. In jüngster
Zeit ist eine neue Art temporärer Arbeits-
verträge aufgekommen, welche die An-
gestellten von jeglichen Sozialleistungen
und Arbeitsplatzsicherheiten aus-
schliessen. Diese Verträge werden je-
weils für die Dauer eines Jahres abge-
schlossen, die Arbeitsbezeichnung lau-
tet vielversprechend  «BeraterIn» (con-
sultorA). Dies provoziert grosse Verun-
sicherung und Frustration in der Bevöl-
kerung.

Der Unterschied zwischen Arm und
Reich wächst. Während eine Minderheit

in Opulenz und Privilegien lebt, weiss
die Mehrheit nicht, was sie morgen ih-
ren Kindern auf den Tisch bringen soll.
Im Jahr 2006 sind die sozialen Unterschie-
de  viel  grösser  als  zu  Beginn  des  be-
waffneten Konflikts in den 1950er Jah-
ren.

Die ethnischen Ungleichheiten
spiegeln sich zusätzlich und vor allem in
den Departements mit indigener Bevöl-
kerungsmehrheit wider. Departements
wie El Quiché oder Huehuetenango er-
halten  z.B.  weniger  als  2  Prozent  des
nationalen Etats, während das Departe-
ment Guatemala, in dem die Hauptstadt
liegt und nur etwa ein Fünftel aller Gua-
temaltekInnen lebt, ganze 48 Prozent des
Budgets bekommt. Womit der Zentralis-
mus – entgegen den in den Friedensab-
kommen festgeschriebenen Dezentrali-
sierungsbestrebungen – einmal mehr
nachgewiesen wäre.

Die operativen Abkommen, in de-
nen es unter anderem um die Demobili-
sierung der Guerilla geht, wurden buch-
stabengemäss umgesetzt, womit garan-
tiert werden konnte, dass sich nach der
Unterzeichnung der Friedensabkommen
keinerlei Art von bewaffneten Ausein-
andersetzungen mehr wiederholten. Dies

allein ist ein wichtiger Erfolg.

Es bleibt nur die Hoffnung…
Zusammenfassend muss gesagt

werden, dass die Empfehlungen der
Wahrheitskommission CEH, die sich sehr
eng an die Friedensabkommen hielten,
nicht umgesetzt, ja sogar von den Re-
gierungen seit 1999 (als der Bericht ab-
geschlossen und der nationalen und in-
ternationalen Öffentlichkeit vorgelegt
wurde) ignoriert wurden.

Einer der wenigen Punkte, die in
den Empfehlungen der CEH und im Frie-
densabkommen über die Menschenrech-
te festgehalten ist, und von dem man
sagen könnte, dass er sich in Umsetzung
befindet, ist derjenige über die Entschä-
digung der Opfer der während dem Krieg
begangenen Menschenrechtsverletzun-
gen. Aber auch hier gibt es Schwierig-
keiten und Hindernisse, die den Prozess
erschweren.

Was bleibt, ist die Hoffnung der
Bevölkerung, dass sich irgendwann ir-
gendetwas ändern muss. Dass die Frie-
densabkommen eines Tages umgesetzt
werden müssen und dass der Aufbau
einer Demokratie und des Friedens in
Guatemala einmal Realität sein werden.

Nach dreissig Jahren bewaffnetem
Widerstand hatte die URNG Ende 1996
die Waffen abgegeben. Ein Moment, den
das guatemaltekische Volk, wie auch wir
von der Solidarität  herbeigesehnt hat-
ten. Es war das Ende eines Krieges, in
dem die guatemaltekische Armee die
Hochlandbevölkerung massakriert, in
die Flucht gejagt oder als Geisel gehal-
ten hatte. Doch einige Jahre zuvor, als
wir damit begannen, den Befreiungs-
kampf zu unterstützen und zu begleiten,
sahen unsere Träume anders aus. Wir
träumten, ähnlich wie tausende Com-
pañeros und Compañeras, vom Sieg der
Armen über die Reichen, von wehenden
rot-schwarzen Fahnen und vom trium-
phalen Einzug der Guerilla in die Haupt-
stadt, um der Bevölkerung das Ende der
Miseria zu bereiten. Wir dachten, dass
sich die Revolutionen von Cuba, Viet-
nam und Nicaragua auch in El Salvador
und Guatemala durchsetzen würden.
Nun schauten wir 1996 auf einen Berg
von Papieren voller Regelungen und
schwungvollen Unterschriften: Die Frie-
densabkommen. Keine Enteignungen,
keine Bestrafung der Kriegsverbrecher,
keine Verteilung des Grossgrundbesit-
zes.

Inzwischen sah die Welt völlig an-
ders aus als noch zu Beginn der Guerilla
und niemand von der Solidarität glaub-
te während der 90er Jahre noch ernst-
haft an die Umsetzung unserer einsti-

Miseria bedeutet in seiner Summe Ausbeutung, Hunger, erzwungene Unwissenheit und  Arbeitslosigkeit, Krankheiten
und fehlende medizinische Versorgung sowie andauernde Repression. Miseria ist die schärfste Form von Gewalt, weil sie
geplant und gewollt ist. Diese Form von Gewalt zu beenden war das Ziel der Befreiungsbewegung in Guatemala.

Von Edith Bitschnau, Guatemala Komitee Zürich.

Aus der Distanz...

gen Träume. Doch die Bedingungen, die
ursprünglichen Ziele nun in der Legali-
tät weiter zu verfolgen, hatte sich die
URNG erkämpft. Dies bedeutete, den
Kampf für Gerechtigkeit mit weniger To-
ten und weniger Angst fortführen zu
können.

So folgten nach der Unterzeich-
nung der Friedensabkommen die Jahre
der Politik und der Parteibildungen, wel-
che die URNG "Demokratisierung der
eigenen Strukturen" nannte. Während
dieser Zeit geschah eine Entwicklung,
die wir uns in diesem Ausmass nicht
vorstellen konnten. Mit zunehmendem
Staunen sahen wir Compañeros und
Compañeras ins Abseits verschwinden,
welche noch während des Krieges Hel-
denhaftes geleistet hatten, und mit un-
gläubigem Entsetzen wiederum beob-
achteten wir unsere ehemaligen Helden
die Seiten wechseln oder sich in korrup-
te Geschichten verwickeln. Die Uneinig-
keit um die Führung der URNG  führte
dazu, dass nun die Stunde der Empor-
kömmlinge gekommen war. Compas, mit
denen wir jahrelang zusammengearbei-
tet, denen wir vertrauten und die uns
vertraut hatten, verschwanden auf Ne-
bengleisen, kaltgestellt. Die vielen De-
mobilisierten aus der Guerilla, gewohnt,
sich an einer Führung zu orientieren,
warteten zunächst ab, welche Mission
sie nach dem Krieg zu erfüllen hätten
und beobachteten fassungslos die De-

montage ihrer revolutionären Organisa-
tion. Nach einiger Zeit des Abwartens
mussten sie feststellen, dass für sie in
der neuen Partei keine Rolle vorgesehen
war. Sich selbst überlassen und oft in
grosser existenzieller Not, wählten nicht
wenige Ex- Guerilleros/as den Weg in die
Emigration, in die USA. Während gleich-
zeitig die guatemaltekische Bevölkerung,
wie überall auf der Welt, den Preis des
neoliberalen Marktmodells bezahlte, war
die Partei URNG mit internen Macht-
kämpfen beschäftigt und auf persönli-
che Anerkennung auf der parlamentari-
schen Bühne aus. Wir vom Komitee be-
obachteten diese Entwicklung von fern
und von nah mit zunehmendem Befrem-
den, um schliesslich die Gefolgschaft zu
der Parteiführung zu beenden.

Das bedeutete, dass wir grundsätz-
lich Abschied nehmen mussten von un-
seren Heldinnen und Helden von damals,
um uns der Realität zu stellen.

Wir hatten nicht gedacht, dass ein
zutiefst korruptes System selbst gestan-
dene Compas zu verschlingen vermag.
Wir hatten auch nicht gedacht, dass jahr-
zehntelange Diktatur und die Eliminie-
rung einer ganzen Generation der Lin-
ken,  keine grosse Auswahl an politisier-
ten und erfahrenen OrganisatorInnen
und PolitikerInnen hervorzubringen ver-
mag.

Und dass die Not so gross werden
würde, dass die Devise: "Rette sich, wer
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Bücher entstanden. Auch der Traum von
einem Museum, das den Widerstand
dokumentieren soll, ist noch nicht aus-
geträumt.

Diese Compas von damals treffen
wir in ihren Gemeinden wieder, wo sie an
Projekten für ihre comunidad arbeiten
oder auch auf der Strasse bei Demon-
strationen der sozialen Bewegungen.
Mit ihnen sind wir heute noch verbun-
den.

Die internationale Solidarität ist
heute dem grossen Feld der NGOs ge-
wichen. Kämpfe aus der Bevölkerung
werden von ihnen kaum unterstützt.

Die Volks -und Menschenrechtsor-
ganisationen anderseits haben während
einigen Jahren gelernt sich in der Lega-
lität zu organisieren und zu kämpfen. Ihre
Aktivität ging auch nach den Friedens-
abkommen und ohne URNG den ge-
wohnten Gang. Mit Landbesetzung,
Streiks und Demonstrationen und immer
noch gefährdet an Leib und Leben zwin-
gen sie die Öffentlichkeit die Probleme
des grossen Heeres der Armen wahrzu-
nehmen. Die Regierung reagiert weiter-
hin mit Gewalt und Repression auf die
kleinen Aufstände oder zücken nun, ge-
witzt seit den Abkommen, eine neue Tak-
tik aus ihren Westentaschen: Die Taktik

der Verhandlungen. Schnell werden da
und dort  Widerständige Menschen an
so genannte „runde Tische“ zu Gesprä-
chen gebeten, deren Ergebnisse mit wei-
teren schwungvollen Unterschriften be-
siegelt werden, um sie dann der Verges-
senheit zu übergeben.

Nachtrag:
Am 24. November 2006 ist Jorge Ro-

sal, genannt Chayo, im Alter von beina-
he 80 Jahren gestorben. Chayo war wäh-
rend vieler Jahre Europavertreter der
URNG. Als Herzspezialist und Vater von
vier im Widerstand kämpfenden Kindern
legte er, nach der Ermordung einer sei-
ner Söhne, seine bürgerliche Existenz ab,
um Nomade für die Guerilla, der URNG,
zu werden. Er mitunterzeichnete anstel-
le seines Comandanten Gaspar Ilom, dem
damals die Einreise nach Guatemala ver-
wehrt wurde, die Friedensabkommen.
Chayo war hier in der Schweiz ein begei-
sterter WG-Besucher und Fan von Haus-
besetzungen. Er war unser Bindeglied
zu den kämpfenden Compas in Guate-
mala, er war ihr Sprachrohr hier bei uns
und machte es möglich, dass wir die
Nähe zu den GenossInnen in Guatemala
über Jahre behalten konnten.

kann" heute vielen Menschen nahe lie-
gender ist als Solidarität und Widerstand,
das haben wir uns ebenfalls nicht vor-
stellen wollen.

Innerhalb der letzten Jahre sind
unzählige soziale Bewegungen entstan-
den, welche sich den Problemen Guate-
malas annehmen und sich weiterhin mit
den Repressionskräften buchstäblich
herumschlagen müssen.

Dass sich die Partei URNG aus den
Kämpfen dieser Bewegungen heraus-
hält, hat jedoch nicht nur mit Unvermö-
gen oder Ignoranz zu tun, sondern auch
mit der immer noch sehr verbreiteten
Angst der Bevölkerung, durch Kontakt
mit der ehemaligen Guerilla in Schwie-
rigkeiten zu geraten.

An dieser Angstblockade arbeiten
ehemaligen Compas, indem sie die Jahre
des bewaffneten Widerstandes der Be-
völkerung zugänglich machen und sie
in die Geschichte Guatemalas zu veran-
kern versuchen. Nach den Jahren der
Enttäuschung und Verwirrung haben sie
damit begonnen, sich wieder unterein-
ander zu treffen, um einander ihre eige-
ne Geschichte zu erzählen und ihre
schrecklichsten und schönsten Erfah-
rungen des Krieges auszutauschen.
Heute sind aus diesen Erzählungen zwei

Die Friedensverträge – immer noch eine gute Idee?

Am 29. Dezember wurde die erste
Dekade der Unterzeichnung der Frie-
densverträge feierlich begangen, die 40
Jahre der internen bewaffneten Konfron-
tation beschlossen. Diese war gekenn-
zeichnet durch den unverhältnismässi-
gen Gebrauch repressiver Methoden, um
den sozialen Protest zu unterdrücken
und die politische Dissidenz, selbst die
moderate, zu hemmen. Die Abkommen
übertrafen das traditionelle Format des
Waffenstillstandes in anderen Ländern
und wurden vorgeschlagen als
Roadmap für die sozio-politische Mo-
dernisierung Guatemalas. Mit ihnen soll-
ten die Auslöser der in den 60er Jahren
begonnenen bewaffneten Rebellion aus
der Welt geschaffen werden, deren
Hauptanliegen die Garantie grundlegen-
de Rechte und die Umsetzung aller aus
der demokratischen Periode von 1944 bis
54 herausgegangener Forderungen wa-
ren.

Doch es gab nicht viele Gründe zum
Feiern, die über die Anerkennung des
Nicht-Wiederaufkeimen der systemati-
schen politischen Gewalt und Zurkennt-
nisnahme der deklaratorischen und pro-
grammatischen Ansätze, die Abkommen
in die staatlichen wie sozialen Agenden
aufzunehmen, hinausgingen. Dies löste
immerhin einige, noch langsame und
schwache Prozesse der lokalen und na-
tionalen Stärkung aus. Freilich gilt es
auch, die überschäumende, wenn auch

noch diffuse Dynamik von AkteurInnen
zu erwähnen, die die "gesellschaftliche
Vielfalt" in der Politik vertreten. Bisher
konnten auf diese Weise die Machtver-
hältnisse jedoch noch nicht verändert
werden, die sich in der sozialen Mobili-
sierung, wirtschaftlichen Mobilität und
im wahlpolitischen Auftrag ausdrücken.

Die Last der oligarchischen Ge-
schichte des Landes wird durch die neu-
en Bedrohungen der transnationalen Si-
cherheit, der globalen Wirtschaft, der
aufgeschobenen institutionellen Staats-
reform und deren ärmliche Sozialinvesti-
tion verschärft. Auch zur Lösung der
Knoten im Rechtsstaat haben die Ab-
kommen bislang noch nicht beigetragen
(vielleicht dienten diese vielmehr als
Vorwand, um die Vergangenheit zu im-
munisieren, was die gegenwärtige Straf-
losigkeit des Verbrechens und der
schmutzigen Geschäfte gleich mit um-
fasst). All dies sind Aspekte, die dazu
führen, dass die Mehrheit der Analysen
und Friedensbilanzen in diesen Tagen
von Pessimismus durchzogen sind.
Doch die allgemeine Vorstellung einer
weniger unterdrückten, weniger unsiche-
ren und weniger ungleichen Gesellschaft
ist in den Abkommen und spezifischen
Vereinbarungen vorhanden und zeich-
net sich auch heute, dreidemokratische
Dekaden nach Friedensunterzeichnung,
weiterhin in der Skizze eines zukünfti-
gen reformistischen Sozialpaktes ab.

Der Sieg der guatemaltekischen Ar-
mee war ein Leichtes nach einem Jahr
der militärischen Offensive, die im Sep-
tember 1981 startete. Sie gewann in dem
Sinne, dass sie die so genannte Auf-
standsbedrohung erstickte und an-
schliessend mit der Unterstützung der
politischen Parteien und den Vertretun-
gen der Unternehmenskreise die Macht
des Staates stabilisierte bis sie das wirt-
schaftliche Wachstum wieder erreichte
und die bürgerliche Normalität wieder
einkehrte. Doch sie gewann nicht im kon-
ventionellen Sinne, und zwar in der Er-
oberung der bedingungslosen Aufgabe
des Feindes, der URNG.

Die Friedensverhandlungen zogen
sich über mehr als ein Jahrzehnt und
stellten die explizite Einsicht dar, dass
der Frieden im Wesentlichen kein militä-
rischer, sondern ein sozialer sein müsse,
was fortschrittliche Obliegenheiten der
staatlichen Modernisierung implizierte.

Heute stellt sich die Frage, warum
sich die Grundprämissen dieser zentra-
len Erneuerungsaufgaben während der
vergangenen zehn Jahre nicht erfüllt
haben. Die AnalystInnen stimmen darin
überein, dass die Friedensverträge, die
sich bereits quer durch drei aufeinander
folgende, gewählte Regierungen gezo-
gen haben, durchaus gewissenhaft von
den involvierten AkteurInnen unter-
zeichnet wurden, selbst von denjenigen,
die gesellschaftlich gewichtig waren, je-

Zum Abschluss eine Analyse, den Leitartikel aus dem Bericht Guatemala Nr. 58, der 14-täglichen Internetzeitschrift der
Stiftung DESC. (http://www.fundadesc.org/InformeG/index.htm)

http://www.fundadesc.org/InformeG/index.htm)�
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doch nicht direkt an den Verhandlungs-
tischen teilnahmen. Grundsätzlich lassen
sich diese Vereinbarungen in drei The-
men zusammenfassen: die multiethni-
sche Nation, die Staatsreform und eine
bessere Beachtung sozialer Angelegen-
heiten.

Wenn wir heute in der guatemalte-
kischen Elite eine Meinungsumfrage
machen würden, bestätigten sicher alle,
dass diese Themen unverzichtbar sind
für das wirtschaftliche Wachstum und
die vorteilhafte Eingliederung in die Glo-
balität. Unverzichtbar auch zur Festi-
gung der Demokratie und zur Bannung
zukünftiger sozialer und ethnischer Kon-
flikte,  zur Linderung der Armut und Ver-
kleinerung der Ungleichheitskluft oder
zur Absicherung des Rechtsstaates und
dafür, auf einen Staat zählen zu können,
der der Bilanz zwischen Markt (ohne Ge-
sellschaft) und der Gesellschaft (ohne
Markt) treu bleibt. Kurz gesagt, unver-
zichtbar, damit alle ein bisschen begün-
stigt werden, aber niemand zu schwer-
wiegendem Schaden kommt.

Schliesslich erschien dies zumin-
dest in der Theorie eine realisierbare, weil
notwendige Formel zu sein. Doch so ein-
fach war es nicht. Unter Berücksichti-
gung der Kräfte, die zusammentrafen,
und dem Moment, in dem die Verhand-
lungen sowie die Unterzeichnung der
Verträge vonstatten gingen, können wir
das wie folgt zusammenfassen: Der Au-
genblick war aufgrund der internationa-
len Teilnahme und Sympathie einzigar-
tig und unwiederholbar, obwohl das in-
terne Kräfteverhältnis ungleich war. Das
Problem bestand weder in Mehrheiten
noch in harten, widerständigen Minder-
heiten, es betraf spezifische AkteurIn-
nen und hatte mit der politischen Kultur
zu tun.

Die Beziehung zwischen den Ak-
teurInnen spielt auf das Mass der Füh-
rungsqualitäten und der historischer
Verpflichtung sowohl in der Aufstands-
bewegung wie auch im Establishment an
sowie auf die Hellsichtigkeit von Orga-
nisationen, die in der Lage waren, den
politischen Moment zu interpretieren
und ihre eigenen Forderungen und Mo-
bilisierungen zu verwalten. Und unter
politischer Kultur verstehen wir eine Ein-
stellungsänderungen gegenüber dem
Staat, die Art und Weise der Aneignung
von Gütern und die Anerkennung der
Existenz des/der anderen.

Man kann trotz der hohen Verluste
der Opposition während der Zeit des
Terrors  nicht absolutistisch das Fehlen
von Gelegenheiten vorbringen, schmie-
dete doch die so genannte Gruppe Anti-
gua (die die Spitzen aus Unternehmer-
tum, Politik, Gewerkschaften und der so-
zialen Gesellschaft in sich vereinte) nach
dem Treffen in El Escorial (1990) an ei-
ner Verfassungsreform, bis Präsident
Jorge Serrano im Mai 1993 den Staats-
streich durchführte. Daraufhin bean-
spruchte die so genannte Gruppe Pyra-
mide (Teil der Unternehmensspitze), un-
terstützt durch Gruppen der Zivilgesell-

schaft, die Rettung der Demokratie und
die Definition der moralischen Begriffe
der Politik für sich.

Die Friedensverträge stellten eine
klare Agenda dar, mit (notwendigerwei-
se) eingeschränkten AkteurInnen, Gä-
sten, die grundsätzlich berücksichtigt ,
doch auf dem Feld von AkteurInnen
vereinnahmt wurden, die andere Prakti-
ken und Erwartungen und vor allem
mehr effektive Macht hatten. Die Regie-
rung von Alvaro Arzú, die die Verträge
unterzeichnete, stellte sie international
als eigenen Erfolg zur Schau. Intern je-
doch herrschte Argwohn gegenüber
jeglichen kritischen Meinungen und In-
fragestellungen ihrer Amtsführung, in
der sie die Umsetzung (oder deren Feh-
len) der Abkommen mit Regierungsakti-
vitäten vermischte, wie beispielsweise
mit kostspieligen Privatisierungen ohne
Regulierung, mit Korruptionsgeschich-
ten oder mit in der Straflosigkeit belas-
sene politische Verbrechen, was man
auch schon von früheren Regierungen
kannte.

Es wurde verpasst, eine neue, breit
abgestützte politischen Führung einzu-
setzen und eine Institutionalität zu ga-
rantieren, die diese gestützt und ihr Kon-
tinuität gegeben hätte. Dies liess die kor-
porativen Gruppen erstarken, die glaub-
ten, die Urkunde als Staatsmänner seit
Mai 1993 verliehen bekommen zu haben.
Entgegen dem Glauben von Arzú und
seinen BeraterInnen waren die Abkom-
men kein Deckmantel für Privatisie-
rungsgeschäfte sondern der Anker, der
die alten oligarchischen Beziehungen
verstärkte und wirtschaftlich verunmög-
lichte, was die Politik als Teilnahmechan-
cen anbot. Es gab in der Praxis also we-
der eine zu respektierende Autorität
noch eine soziale Bewegung, die sich
auf der Bühne auskannte, um ein Gegen-
gewicht zu stellen. Dieses reale Macht-
ungleichgewicht blockierte die Umset-
zung einiger Abkommen, die immer noch
logisch und notwendig sind, sowie
gangbar aus historischer und ganzheit-
licher Sicht.

Was ist nun gewonnen worden?
Und welche Aussichten kann es geben?
Erreicht wurden gewisse begünstigen-
de Rahmenbedingungen für den Wieder-
aufbau des sozialen Netzwerkes, ausrei-
chend, um die Herausforderungen der
heutigen Zeit zu erspähen. Obwohl die-
ser Wiederaufbau zugegebenermassen
ungleich vonstatten geht und beein-
trächtigt wird von den wirtschaftlichen
Emigrationen als Symptom der geschei-
terten Integration des Wirtschaftsmo-
dells, das seit Mitte der 80er Jahre Form
gewann. Erreicht wurden einige Themen
der demokratischen Modernisierung auf
der Agenda des Rechtsstaates. Die In-
stitutionen und was wir die „soziale
Marktwirtschaft“ nennen können, kön-
nen irrelevant werden – oder aber ihre
"sozialen"Aspekte verlieren – falls man
ihnen nicht den nötigen Rückhalt gibt
und sich ihre Effizienz nicht zeigt.

Der Abschluss dieses Friedens-

jahrzehnts fällt zusammen mit dem erklär-
ten Ende des Konsens von Washington
und Regierungsübernahmen reformisti-
schen Bewegungen in Lateinamerika.
Ausser der lärmenden und voreiligen Pa-
ranoia ob des so genannten Populismus,
deutet alles darauf hin, dass das Pendel
beginnt, sich zu Gunsten demokratischer
Politiken, des Wiederaufbaus eines star-
ken Staates (nicht eines der Stärke) und
von Effizienz (nicht unbedingt grösser,
sondern weniger bürokratisch) zu nei-
gen, um die aufgeschobenen Aufgaben
und die Verpflichtungen einer zivilisier-
ten Nation in einem neuen Jahrhundert
zu erfüllen.

Es besteht kein Zweifel, dass diese
neue Etappe den Maya-Führungsleuten
eine enorme Verantwortung zur Anlei-
tung von sozialen und politischen Pro-
zessen auferlegt; die Frauen werden eine
unabdingbare Kraft darstellen, die auch
einen notwendigen Teil der sozialen und
politischen Kultur transformieren kann.
Die Gemeinden, die den ausgewogenen
Umgang mit den natürlichen Ressour-
cen verteidigen, müssen gemeinsam mit
den Umweltbewegungen einen langen
und kämpferischen Atem beweisen, und
die politischen Parteien werden genö-
tigt sein, engagierter gegenüber ihren Ge-
meinden und verantwortungsvoller mit
er Zukunft ihre Nation und dem Plane-
ten Politik zu machen.

Unter anderem mittels dieser Akteu-
rInnen (sowie der mittelständischen glo-
balisierten UnternehmerInnen, die Poli-
tik machen und der EmigrantInnen) wer-
den die ständig überprüften Forderun-
gen der Friedensverträge – wenn auch
in niedriger Gangart – zweifelsohne di-
rekter Referenzpunkt für andere Ziele und
Utopien sein.
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